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Abs:  Björn Steiger Stiftung – Petristr.12 – 71364 Winnenden 

 
An das 
Bundesministerium für Gesundheit 
Referat 511 
Mauerstraße 29 
10117 Berlin 
 
Via Email GesetzgebungAbt5@bmg.bund.de 

 
Winnenden, 10.Mai 2026 

 
 
Stellungnahme der Björn Steiger Stiftung zum Referentenentwurf eines Gesetzes für Daten 
und digitale Innovation im Gesundheitswesen (GeDIG) 

 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

 
die Björn Steiger Stiftung bedankt sich für die Möglichkeit, zum Referentenentwurf des GeDIG 
vom 5. Mai 2026 Stellung zu nehmen. Als gemeinnützige Stiftung, die sich seit über 50 Jahren 
für die Verbesserung der Notfallhilfe und des Rettungswesens in Deutschland einsetzt, 
kommentieren wir den Entwurf vorrangig aus der Perspektive des Rettungsdienstes und der 
Notfallleitstellen. Im Zentrum unserer Anmerkungen steht der neue §360b SGB V (digitale 
Bedarfseinschätzung) sowie dessen Anschlussfähigkeit an die parallel laufende Reform der 
Notfallversorgung. 

 
1. Zusammenfassung 

 
Die Björn Steiger Stiftung begrüßt das mit dem GeDIG verfolgte Ziel, eine standardisierte, 
strukturierte und digital gestützte Bedarfseinschätzung als Steuerungsinstrument im 
deutschen Gesundheitssystem zu etablieren. Eine wirksame Patientensteuerung zum jeweils 
geeigneten „Best Point of Service“ - einschließlich Selbstversorgung, Telemedizin, 
Bereitschaftsdienst, ambulanter Regelversorgung, Notdienst und Notfallrettung - ist seit 
Jahren eine zentrale Forderung unserer Stiftung. Der Entwurf greift zentrale Elemente unserer 
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Position auf: Standardisierung, Evidenzbasierung, Mehrkanaligkeit (digital, telefonisch, vor 
Ort), Interoperabilität und Anschlussfähigkeit an die elektronische Patientenakte. 

Aus Sicht unserer Stiftung weist der Entwurf jedoch in seiner jetzigen Fassung erhebliche 
Schwächen an der Schnittstelle zur Notfallrettung und zu den Rettungsleitstellen auf. Die in 
§360b vorgesehene Vereinbarung zwischen KBV und GKV-Spitzenverband regelt eine 
Versorgungsebene „medizinische Notfallrettung“, ohne dass die Träger und Akteure dieser 
Versorgungsebene - Länder, kommunale Aufgabenträger, Hilfsorganisationen, 
Berufsfeuerwehren, ärztliche Leiter Rettungsdienst - verbindlich einzubinden sind. Damit 
droht ein Steuerungsinstrument zu entstehen, das in eine Versorgungsebene hineinwirkt, die 
es selbst nicht mitgestaltet hat. 

Wir empfehlen daher Nachbesserungen in fünf Punkten: 

• verbindliche Beteiligung der für den Rettungsdienst und die Rettungsleitstellen 
maßgeblichen Akteure am Benehmen nach §360b Absatz 1; 

• Gewährleistung der Wertungs- und Methodengleichheit zwischen digitaler 
Bedarfseinschätzung und strukturierter Notrufabfrage in den Leitstellen; 

• explizite Verankerung von Bidirektionalität und Interoperabilität zu den 
Einsatzleitsystemen der Notfallrettung; 

• Ergänzung verbindlicher Qualitäts- und Transparenzvorgaben (insbesondere zu 
Sensitivität, Spezifität, Übertriage und Untertriage); 

• Klarstellung, dass die digitale Bedarfseinschätzung die Notfallrettung entlasten, nicht 
zusätzlich belasten oder rechtlich verschieben darf. 

 

 
2. Grundsätzliche Bewertung 
 
2.1 Patientensteuerung als überfälliger Schritt 

 
Die Björn Steiger Stiftung weist seit langem darauf hin, dass der bodengebundene 
Rettungsdienst in Deutschland in erheblichem Umfang für Anliegen ausrückt, die kein 
lebensbedrohlicher Notfall sind. Ursache ist die fehlende Vernetzung zwischen Notruf 112, 
ärztlichem Bereitschaftsdienst (116 117), Pflegediensten, Palliativstrukturen und zahlreichen 
weiteren Akteuren der Versorgung. Eine standardisierte, qualitätsgesicherte Ersteinschätzung 
mit anschließender bedarfsgerechter Steuerung ist daher kein „Komfort-Feature“, sondern 
eine versorgungspolitische Notwendigkeit - sowohl im Interesse der Patientinnen und 
Patienten als auch zur Entlastung der knappen Ressource Notfallrettung. 
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Insofern unterstützt die Stiftung die Stoßrichtung von §345a (digitaler Versorgungseinstieg) 
und §360b (digitale Bedarfseinschätzung) ausdrücklich. 

 

2.2 Anschlussfähigkeit an die Notfallreform 
 

Der Entwurf nimmt in der Begründung zu §360b zutreffend Bezug auf die geplanten 
Akutleitstellen, Gesundheitsleitsysteme und Integrierten Notfallzentren. Es heißt dort, die 
Verfahren der digitalen Bedarfseinschätzung müssten so entwickelt werden, dass „keine 
Wertungswidersprüche der Instrumente entstehen“. Diese Zielsetzung teilen wir 
uneingeschränkt. In der konkreten Ausgestaltung der Vereinbarungspflichten (§360b Absatz 
1 Satz 4) bleibt die Wertungs- und Methodengleichheit jedoch nicht hinreichend gesichert: 
Die strukturierte Notrufabfrage in den Rettungsleitstellen folgt etablierten internationalen 
Protokollen (AMPDS und vergleichbare Systeme), die digitale Bedarfseinschätzung der 
KBV/GKV-SV-Welt entsteht parallel und ohne verbindliche methodische Verzahnung mit 
diesen bereits validierten Systemen. 

Solange diese Verzahnung nicht institutionell und methodisch verankert ist, droht ein 
paralleler Triage-Pfad neben den Rettungsleitstellen zu entstehen, mit unterschiedlichen 
Dringlichkeitskategorien, unterschiedlicher Sensitivität und unterschiedlichen 
Versorgungsempfehlungen für gleiche Symptomkonstellationen. 

 

 
3. Detailanmerkungen zu §360b SGB V (digitale Bedarfseinschätzung) 
 
3.1 Zu Absatz 1 - Vereinbarungspartner und Benehmenspartner 
 
§360b Absatz 3 Nummer 3 nennt die „medizinische Notfallrettung“ als ausdrückliche 
Zielebene der Steuerung. Im Benehmenskatalog nach Absatz 1 Satz 4 sind jedoch 
ausschließlich Akteure der ärztlichen, psychotherapeutischen, gematik-, G-BA- und 
Patientenseite aufgeführt. Die für den Rettungsdienst originär zuständigen Akteure fehlen 
vollständig: 

• die Länder als Träger der Rettungsdienstgesetzgebung und Aufsicht über die 
Leitstellen; 

• die kommunalen Aufgabenträger des bodengebundenen Rettungsdienstes; 

• die maßgeblichen Hilfsorganisationen und Berufsfeuerwehren als Leistungserbringer 
der Notfallrettung; 
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• die Bundesvereinigung der Ärztlichen Leiter Rettungsdienst sowie die einschlägigen 
Fachgesellschaften der Notfallmedizin (z.B. DGINA, DGAI, DIVI); 

• ein bundesweites Gremium der Rettungsleitstellen, soweit ein solches institutionell 
benennbar ist. 

Empfehlung: §360b Absatz 1 Satz 4 ist um diese Akteure zu ergänzen. Soweit eine 
bundeseinheitliche Vertretung der Leitstellen oder Aufgabenträger nicht benennbar ist, sollte 
über die Konferenz der Innenminister bzw. die Gesundheitsministerkonferenz ein 
verbindliches Anhörungsverfahren mit den Ländern verankert werden. Eine Vereinbarung, die 
die Versorgungsebene Notfallrettung mitsteuert, kann nicht ausschließlich zwischen 
vertragsärztlicher Selbstverwaltung und gesetzlicher Krankenversicherung getroffen werden. 

 

3.2 Zu Absatz 2 Nummer 2 - Diskriminierungs- und Barrierefreiheit 
 
Die Anforderung der Diskriminierungs- und Barrierefreiheit sowie der Mehrsprachigkeit ist 
sachgerecht. Aus Sicht der Notfallversorgung ist zusätzlich sicherzustellen, dass die digitale 
Bedarfseinschätzung in keiner Konfiguration und in keiner Sprachvariante eine Hürde für den 
unverzüglichen Zugang zur 112 darstellt. Die Stiftung empfiehlt eine ausdrückliche 
Klarstellung in Absatz 2, dass das System in jedem Schritt einen unmittelbaren, 
niedrigschwelligen Übergang zum Notruf 112 vorhalten muss und in keinem Modul eine 
notrufbedürftige Konstellation in einen niedrigeren Versorgungsweg fehlleitet. 

 

3.3 Zu Absatz 3 Nummer 1 Buchstabe b - Genauigkeit, Sensitivität und Spezifität 
 
Die Vereinbarung soll Vorgaben zu Genauigkeit, Sensitivität und Spezifität enthalten. Aus Sicht 
der Notfallrettung ist dies zentral, jedoch zu unspezifisch. Die Vereinbarung sollte nach 
unserer Auffassung zwingend regeln: 

• verbindliche Mindestwerte für Sensitivität bei zeitkritischen Tracerdiagnosen 
(insbesondere akutes Koronarsyndrom, Schlaganfall, schwere Atemnot, 
Sepsisverdacht, schwere Blutung, Reanimationspflichtigkeit); 

• transparente Vorgaben zum maximal akzeptablen Anteil von Untertriagierungen 
(Patientinnen und Patienten mit zeitkritischer Erkrankung, die in eine niedrigere 
Versorgungsebene gesteuert wurden); 

• die Pflicht zur regelmäßigen, externen Validierung gegen reale Versorgungsdaten - 
einschließlich Daten der Rettungsleitstellen und der Notaufnahmen. 
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Empfehlung: Absatz 3 Nummer 1 Buchstabe b ist um die Verpflichtung zu konkreten, 
evidenzbasierten Mindestwerten für die Sensitivität bei zeitkritischen Krankheitsbildern und 
um eine externe, regelmäßige Validierung zu ergänzen. 

 

3.4 Zu Absatz 3 Nummer 3 - Versorgungsebene „medizinische Notfallrettung“ 
 

Absatz 3 Nummer 3 Buchstabe a zählt die „medizinische Notfallrettung“ als eigene 
Versorgungsebene auf, in die die digitale Bedarfseinschätzung Patientinnen und Patienten 
einsteuern können soll. Damit greift das System operativ in die Disposition der 
Rettungsleitstellen ein. Aus Sicht der Stiftung ist hierzu zwingend zu regeln: 

• dass eine Einstufung in die Kategorie „medizinische Notfallrettung“ nicht direkt zur 
Disposition eines Rettungsmittels führt, sondern in die Verantwortung der zuständigen 
Rettungsleitstelle übergeleitet wird, die nach den Regeln des jeweiligen Landesrechts 
und des etablierten Notrufabfrage-Protokolls disponiert; 

• dass die digitale Bedarfseinschätzung den vollständigen, strukturierten Datensatz an 
die Leitstelle übergibt (einschließlich der ermittelten Symptome, der vergebenen 
Dringlichkeitsstufe, der Identifikationsdaten, des Standorts und ggf. Vorerkrankungen 
aus der ePA), damit die Leitstelle ohne Doppelabfrage und ohne Informationsverlust 
übernehmen kann; 

• dass die rechtliche Verantwortung für die Disposition eines Rettungsmittels bei der 
zuständigen Rettungsleitstelle verbleibt und die digitale Bedarfseinschätzung insoweit 
empfehlend bleibt. 

 

3.5 Zu Absatz 3 Nummer 9 - Interoperabilität und Datenaustausch 
 

Absatz 3 Nummer 9 listet die elektronische Patientenakte, das Terminbuchungssystem nach 
§370a, die elektronische Überweisung sowie die Praxis-IT-Systeme als Schnittstellen auf. Die 
Einsatzleitsysteme der Rettungsleitstellen fehlen. Dies ist - angesichts der ausdrücklich 
vorgesehenen Versorgungsebene Notfallrettung - ein systematischer Mangel. 

Empfehlung: Absatz 3 Nummer 9 ist um eine Schnittstelle zu den Einsatzleitsystemen der 
Rettungsleitstellen zu ergänzen. Die Anforderungen sollten sich an etablierten, 
herstellerneutralen Schnittstellenstandards (z. B. UCRI) orientieren, um die seit Jahren 
bestehende technologische Fragmentierung zwischen Rettungsleitstellen und übriger 
Versorgung nicht in der digitalen Bedarfseinschätzung fortzuschreiben. 
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3.6 Zu Absatz 3 Nummer 6 - Qualitätssicherung und Evaluation 
 

Die Vorgaben zur kontinuierlichen Validierung, Aktualisierung und Evaluation begrüßen wir. 
Sie sollten jedoch um zwei Punkte erweitert werden: 

• Verpflichtung zur transparenten, jährlichen öffentlichen Berichterstattung über 
tatsächliche Steuerungsergebnisse (Verteilung der Versorgungsebenen, Übertriage- 
und Untertriageraten, Korrekturraten gegenüber der späteren tatsächlichen 
Versorgung); 

• Pflicht zur datenbasierten Rückkopplung: Die tatsächlichen Behandlungsverläufe - 
einschließlich der Daten aus den Rettungsleitstellen und Notaufnahmen - sind 
systematisch und im Rahmen der datenschutzrechtlichen Vorgaben in die 
Weiterentwicklung des Algorithmus zurückzuführen. 

 

 
4. Übergreifende Anmerkungen 
 
4.1 Cloudbasierte Infrastruktur 

 
Die Björn Steiger Stiftung unterstützt ausdrücklich den im GeDIG erkennbaren Trend, kritische 
Komponenten der digitalen Versorgungsinfrastruktur cloudbasiert, redundant und 
hochverfügbar zu gestalten (vgl. §360b Absatz 3 Nummer 1 Buchstabe h). Diese 
Architekturentscheidung ist die einzige technologisch nachhaltige Antwort auf die 
Anforderungen an Skalierbarkeit, Resilienz und Interoperabilität - nicht nur in der digitalen 
Bedarfseinschätzung, sondern auch in den Rettungsleitstellen selbst. Wir regen an, in der 
Begründung deutlich zu machen, dass diese Architekturprinzipien auch für die in §360b 
geregelten Komponenten als Maßstab gelten. 

 

4.2 Bundeseinheitlichkeit 
 
Die digitale Bedarfseinschätzung schafft - richtigerweise - ein bundesweit einheitliches 
Steuerungsinstrument. Sie endet jedoch dort, wo die Versorgungsebene Notfallrettung 
beginnt: in einer durch 16 Landesrettungsdienstgesetze, unterschiedliche Hilfsfristen und 
uneinheitliche Notrufabfrage-Standards geprägten Landschaft. Die Björn Steiger Stiftung 
weist nochmals darauf hin, dass ein bundeseinheitliches Rahmengesetz für den 
Rettungsdienst überfällig ist. Solange dieses fehlt, sollte das GeDIG zumindest sicherstellen, 
dass die digitale Bedarfseinschätzung nicht durch unterschiedliche regionale Standards der 
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Notrufabfrage faktisch entwertet wird, sondern aktiv zur methodischen Harmonisierung 
beiträgt. 

 

4.3 Niedrigschwelligkeit und Notrufpriorität 
 
Die digitale Bedarfseinschätzung darf in keiner Konstellation als „Vorstufe“ zum Notruf 112 
wahrgenommen oder ausgestaltet werden. Ein Notruf in einer akut lebensbedrohlichen 
Situation muss ohne Umweg, ohne Authentifizierungshürde und ohne Vorabtriage über die 
112 erreichbar bleiben. Wir regen an, dies in der Gesetzesbegründung zu §360b ausdrücklich 
klarzustellen. 

 

 
5. Zusammenfassung der Empfehlungen 
 
Die Björn Steiger Stiftung empfiehlt, §360b SGB V in folgenden Punkten zu ergänzen: 

• Absatz 1 Satz 4: Verbindliche Einbindung der Länder, kommunalen Aufgabenträger, 
Hilfsorganisationen und Berufsfeuerwehren, der Bundesvereinigung der Ärztlichen 
Leiter Rettungsdienst sowie der notfallmedizinischen Fachgesellschaften (DGINA, 
DGAI, DIVI) in das Benehmen. 

• Absatz 2: Klarstellung, dass die digitale Bedarfseinschätzung in jeder Variante einen 
unmittelbaren Übergang zum Notruf 112 vorhalten muss. 

• Absatz 3 Nummer 1 Buchstabe b: Verbindliche Mindestwerte für Sensitivität bei 
zeitkritischen Tracerdiagnosen sowie Pflicht zur regelmäßigen externen Validierung. 

• Absatz 3 Nummer 3 Buchstabe a: Klarstellung, dass eine Einstufung „Notfallrettung“ 
zur zuständigen Rettungsleitstelle übergeleitet wird, dort die 
Dispositionsverantwortung verbleibt und ein vollständiger strukturierter Datensatz 
übergeben wird. 

• Absatz 3 Nummer 9: Ergänzung der Schnittstelle zu Einsatzleitsystemen der 
Rettungsleitstellen unter Bezugnahme auf herstellerneutrale Standards. 

• Absatz 3 Nummer 6: Pflicht zur jährlichen öffentlichen Berichterstattung über 
Steuerungsergebnisse einschließlich Übertriage- und Untertriageraten sowie zur 
Rückkopplung mit Behandlungsdaten der Notfallrettung und der Notaufnahmen. 
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 www.steiger-stiftung.de

 

 

Wir bedanken uns nochmals für die Möglichkeit zur Stellungnahme und stehen für vertiefende 
Gespräche, insbesondere zur Schnittstelle zwischen digitaler Bedarfseinschätzung und 
Rettungsleitstellen, gerne zur Verfügung. Eine Einbindung der Stiftung im weiteren Verfahren 
- etwa im Rahmen der geplanten Anhörung - wird ausdrücklich angeboten. 

 
Mit freundlichen Grüßen 

 
Ing. Christof Constantin Chwojka 
Geschäftsführer 
 
 

Hinweis zur Veröffentlichung: 
Die Björn Steiger Stiftung stimmt einer Veröffentlichung dieser Stellungnahme im Rahmen der Verbändebeteiligung zu. 
Personenbezogene Daten sind in dieser Stellungnahme nicht enthalten. 

Weiterführende Positionen der Stiftung - insbesondere zur Patientensteuerung in der Leitstelle, zur strukturierten 
Notrufabfrage, zur Gesundheitsleitstelle und zur cloudbasierten Leitstelleninfrastruktur - sind unter 
www.rettungslandschaft.de dokumentiert. 


